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Bericht des Abgeordneten Dr. Preiß 


Die Verordnung zur Änderung der Neunzehnten 
Verordnung zur Änderung der Einfuhrliste — An- 
lage zum Außenwirtschaftsgesetz — wurde mit 
Schreiben des Herrn Präsidenten des Deutschen 
Bundestages vom 15. April 1966 dem Ausschuß für 
Wirtschaft und Mittelstandsfragen zur Behandlung 
zugewiesen mit der Auflage, dem Plenum den Be- 
richt bis zum 29. Juni 1966 vorzulegen. Die Ver- 
ordnung wurde im Bundesanzeiger Nr. 57 vom 
23. März 1966 verkündet. Nach § 27 Abs. 2 des 
Außenwirtschaftsgesetzes hat der Bundestag das 
Recht, in einer Frist von 4 Monaten nach Verkün- 
dung die Aufhebung zu verlangen. 

Die Verordnung streicht Satz 2 des § 3 der Neun- 
zehnten Verordnung zur Änderung der Einfuhrliste 
vom 8. Dezember 1964. Die genannte Vorschrift 
hatte die Ablehnung von Einfuhranträgen für Roh- 
und Heizöl von der vorherigen Zustimmung der 
Bundesregierung abhängig gemacht. Die seither ent- 


wickelten Grundsätze über die eine Entspannung 
des Energiemarkts gewährleistenden Größenord- 
nungen des Eleiz- und Gasölabsatzes lassen die Mit- 
wirkung der Bundesregierung zukünftig nicht mehr 
notwendig erscheinen, überhöhte Einfuhranträge 
sind von dem genehmigenden Bundesamt für ge- 
werbliche Wirtschaft nunmehr vor der Entscheidung 
dem Bundesministerium für Wirtschaft vorzulegen. 
Die Genehmigungspraxis ist damit einfacher gewor- 
den, weil nunmehr die genehmigende Behörde die 
Möglichkeit hat, dann Anträge auf Roh- und Heizöl- 
importe unmittelbar abzulehnen, wenn die Verhält- 
nisse auf dem Energiemarkt dies erfordern. Der 
Ausschuß empfiehlt deshalb dem Plenum, von dem 
Recht gemäß § 27 Abs. 2 AWG keinen Gebrauch zu 
machen und die Aufhebung der Verordnung nicht 
zu verlangen. Der Ausschuß hat bei der Beratung 
dieser Vorlage auf die Feststellung Wert gelegt, 
daß die Verantwortung für die Energiepolitik weiter- 
hin bei der Bundesregierung liegt. 


Bonn, den 25. Mai 1966 


Der Ausschuß für Wirtschaft und 
Mittelstandsfragen 

Kurlbaum Dr. Preiß 

Amtierender Vorsitzender Berichterstatter 
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